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Politik und Sicherheit 
Abrüstungsausschuß: Erstmals In neuer Form — 
Konsensprinzip beibehalten — Einigung Ober 
Verbot radiologischer Waffen (47) 
(Die folgenden Ausführungen knüpfen an 
den Bericht in VN 4/1978 S.129ff. an.) 
»Der Ausschuß wird . . . seine Beschlüsse 
im Konsens fassen«, lautet die wichtigste 
Bestimmung der Geschäftsordnung, die 
sich der Genfer Abrüstungsausschuß (Com­
mittee on Disarmament, CD) im Frühjahr 
gab. Das im Ergebnis der UN-Sonderge­
neralversammlung über Abrüstung erwei­
terte Gremium (früher: Conference of the 
Committee on Disarmament, CCD) bewäl­
tigte 1979 sein umfangreiches Arbeitspro­
gramm in zwei Runden; im ersten Teil der 
Tagung (24. Januar—27. April) konnten 
wichtige Beschlüsse über Arbeitsprogramm, 
organisatorische Fragen und Verfahrens­
regeln gefaßt werden. Die Beibehaltung 
des Konsensprinzips war freilich ebenso 
wie die Einführung des Rotationsprinzips 
für den Vorsitz — im CCD waren die bei­
den Supermächte Kopräsidenten — bereits 
durch die Abschlußresolution der 10. Son­
dergeneralversammlung (Text s. VN 5/1978 
S.171ff.) vorgegeben. Dem CD gehören 40 
Mitglieder an (s. die Aufstellung in VN 2/ 
1979 S.76); anders als beim CCD beteiligte 
sich Frankreich an der Arbeit des Aus­
schusses, während CD-Mitglied China nicht 
offiziell vertreten war, jedoch durch meh­
rere >Beobachter< die Beratungen verfolg­
te. Die zweite Runde der diesjährigen Ta­
gung dauerte vom 12. Juni bis zum 24. Au­
gust. 

Auch nach der Umstrukturierung des Gre­
miums ist es kein Organ der Vereinten 
Nationen. Der Abrüstungsausschuß bleibt 
ein unabhängiges Verhandlungsorgan von 
UNO-Mitgliedstaaten; er erstattet der Ge­
neralversammlung jährlich oder bei Bedarf 
häufiger Bericht und übermittelt den UNO-
Mitgliedern seine Dokumente. Nach den 
Worten Kurt Waldheims ist es die Haupt­
aufgabe des CD, die von Generalversamm­
lung und Abrüstungskommission (Disarma­
ment Commission, DC) definierten Ziele in 
abrüstungspositive Vertragsentwürfe umzu­
setzen. Der Ausschuß hat sich 1979 mit 
folgenden Problemen befaßt: umfassender 
Kernwaffen-Test-Stopp (Comprehensive 
Test-Ban, CTB), Beendigung des nuklearen 
Wettrüstens und nukleare Abrüstung, che­
mische Waffen und neue Typen von Mas­
senvernichtungswaffen einschließlich radio­
logischer Waffen, Sicherheitsgarantien für 
Nichtkernwaffenstaaten. 
Umfassender Kernwaffen-Test-Stopp: Ein 
Bericht als Ergebnis seit 1977 stattfinden­
der trilateraler Verhandlungen zwischen 
Sowjetunion, Vereinigten Staaten und 
Großbritannien über ein umfassendes Ver­
bot aller Kernwaffenversuche wurde dem 
Ausschuß am 31. Juli 1979 vorgelegt. Te­
nor: Es bestehe Einvernehmen über die 
Grundzüge der Verifizierungsmaßnahmen 

(genannt wurde der Austausch von seismi­
schen Daten) und bei »dringendem Ver­
dacht« eines Vertragsbruchs auch über eine 
Überprüfung an Ort und Stelle. Eine Reihe 
komplizierter Einzelheiten blieb jedoch un­
gelöst. Das Hauptproblem, alle Kernwaf­
fentests zu registrieren, und sie eindeutig 
von natürlicher Erdbewegung (Erdbeben) 
zu unterscheiden, scheint inzwischen ge­
löst. Mit einem seismologischen System, 
das von Schweden eingeführt wurde, sind 
die technischen Voraussetzungen für eine 
ausreichende Kontrolle im Falle eines to­
talen Kernwaffentestverbots gegeben. Al­
lerdings stehen nach wie vor zwei Kern­
waffenmächte abseits: Frankreich und Chi­
na. Die drei Verhandlungspartner wurden 
vom Ausschuß (wie schon mehrfach von 
der Generalversammlung) aufgefordert, ihre 
Verhandlungen zu beschleunigen. Einem 
umfassenden Teststopp komme höchste 
Priorität zu. 
Beendigung des nuklearen Wettrüstens und 
nukleare Abrüstung: Grundlage der Bera­
tungen waren zwei Dokumente. Die ost­
europäischen Staaten fordern in ihrem Do­
kument (CD/4) »sofortige« Verhandlungen 
über die Einstellung der Produktion aller 
Arten von Kernwaffen und die schrittweise 
Reduzierung der Bestände bis zu deren 
vollständiger Vernichtung. Auch die 
>Gruppe der 21 < (Blockfreie, Entwicklungs­
länder) im Abrüstungsausschuß lenkt in 
ihrem Dokument (CD/36) die Aufmerksam­
keit auf die nukleare Abrüstung. Für sie 
tragen USA und UdSSR die Hauptverant­
wortung. Von ihrem Verhalten sei es ab­
hängig, ob es hier baldige Lösungen gebe. 
Bei den Blockfreien spielte der Gedanke 
eines >Einfrierens< des nuklearen Wett­
rüstens (als erster Schritt) eine große Rol­
le. Zahlreiche Redner sahen in einer bal­
digen Ratifizierung des SALT Ii-Abkom­
mens zwischen den Vereinigten Staaten 
und der Sowjetunion Impulse für die Ver­
wirklichung der Ziele des Abrüstungsaus­
schusses. 
Chemische Waffen: Es herrschte Einver­
nehmen über die Bedeutung und Dring­
lichkeit eines Verbots der Entwicklung, 
Herstellung und Lagerung chemischer 
Waffen sowie der Vernichtung ihrer Be­
stände. UdSSR und USA legten dem Aus­
schuß eine gemeinsame Erklärung über 
den Stand ihrer bilateralen Verhandlungen 
vor. Obereinstimmung gab es zwischen 
beiden in folgenden Punkten: umfassen­
des Verbot der chemischen Kampfstoffe, 
Offenlegung der vorhandenen Vorräte an 
solchen Stoffen und des geplanten Ver­
fahrens ihrer Vernichtung, die in einem 
Zeitraum von zehn Jahren erfolgen müsse. 
Die Verifikationsregelung, die der militä­
rischen Bedeutung dieser Massenvernich­
tungsmittel angemessen ist, ist bislang 
das größte Hindernis für einen aussage­
kräftigen Vertrag. Überprüfungen an Ort 
und Stelle (Ortsinspektionen) lehnt nicht 
nur die Sowjetunion ab, sondern auch 

einige westliche Industriestaaten machten 
hier (aus Konkurrenzgründen) Bedenken 
geltend. Erschwerend kommt hinzu, daß es 
schwierig ist, den Verbotsgegenstand be­
grifflich klar genug zu fassen. So gibt es 
eine Reihe von Chemikalien und chemi­
schen Verbindungen, die sich sowohl für 
friedliche wie für militärische Zwecke ver­
wenden lassen. Der Einladung des Bun­
deskanzlers am 26. Mai 1978 vor der Son­
dergeneralversammlung über Abrüstung, 
»sich in der Bundesrepublik Deutschland 
von der Möglichkeit einer angemessenen 
Verifikation eines Herstellungsverbots zu 
überzeugen« (VN 3/1978 S.93), sind zahl­
reiche Ausschußmitglieder gefolgt (aller­
dings keine Mitglieder des Warschauer 
Pakts). 
Neue Typen von Massenvernichtungswaf­
fen und neue derartige Waffensysteme, ins­
besondere radiologische Waffen: Der Aus­
schuß nahm mit Befriedigung einen ge­
meinsamen Vertragsentwurf von USA und 
UdSSR über das Verbot der Entwicklung, 
Produktion und Lagerung sowie des Ge­
brauchs radiologischer Waffen entgegen 
(CD/31 und CD/32). Die beiden Super­
mächte haben darüber seit 1977 verhan­
delt. Verboten ist die vorsätzliche, nicht­
explosive Freisetzung von Radioaktivität 
zu militärischen Zwecken, also zur Ver-
strahlung begrenzter Geländeabschnitte 
oder einzelner Objekte mittels radioaktiver 
Kampfstoffe aus Verbindungen oder Ge­
mischen verschiedener Radionukleide, die 
als Spaltprodukte in abgebrannten Brenn­
elementen aus Leistungsreaktoren be­
schafft werden können. Atombomben wer­
den von diesem Vertragsentwurf nicht er­
faßt. Verkürzt geht es der Definition radio­
logischer Waffen (radioactive material 
weapons) um den >atomaren AbfalU und 
dessen Verwendung. Allerdings wird die 
friedliche Nutzung radioaktiver Prozesse im 
Entwurf ausdrücklich erlaubt. Der Vertrags­
entwurf, der 13 Artikel enthält sowie einen 
Anhang über die Schaffung eines Konsul­
tativausschusses von Experten, hat die 
Kontrollfrage einvernehmlich gelöst: er 
sieht ein internationales Expertengremium 
zur Überwachung vor; Beschwerdeadresse 
wäre der Sicherheitsrat. Der Entwurf hat 
unter den Delegierten ein unterschiedliches 
Echo gefunden; während der amerikani­
sche Delegationsleiter Fisher darauf ab­
hob, daß der Entwurf primär auf »poten­
tielle Waffen für eine Massenzerstörung« 
ziele, meinte der sowjetische Delegations­
leiter Israeljan, der Entwurf sei ein »neuer 
und bedeutsamer Beitrag zur Begrenzung 
des Wettrüstens«. Dagegen bezeichneten 
ihn Vertreter der Blockfreien als beschei­
denes Minimum. Einige wiesen auf die 
Alibifunktion hin, denn ein solcher Vertrag 
bringe keine Abrüstung. Dennoch sollte 
berücksichtigt werden, wie Vertreter der 
NATO und des Warschauer Pakts erklär­
ten, daß einem solchen Vertrag wegen 
seines vorbeugenden Charakters Modell­
funktion zukomme. 

Sicherheitsgarantien für Nichtkernwaffen­
staaten: Insbesondere die Blockfreien for­
dern sogenannte negative Sicherheitsga­
rantien der Kernwaffenstaaten, also völ­
kerrechtlich verbindliche Erklärungen, 
Kernwaffen weder anzuwenden noch mit 
ihrer Anwendung zu drohen. Die Vereinig­
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ten Staaten und Großbritannien haben un­
konditionierte negative Sicherheitsgaran­
tien für die Nichtnuklearen abgegeben, 
während Frankreich sich bereit erklärt hat, 
nur gegenüber jenen Staaten eine solche 
Garantie abzugeben, die einer kernwaffen­
freien Zone angehören. Auch die Sowjet­
union hat an ihre >negative Sicherheitsga­
rantie« zahlreiche Bedingungen geknüpft. 
Auf der 33. Generalversammlung hat die 
UdSSR den Abschluß einer multilateralen 
Konvention über negative Sicherheitsga­
rantien vorgeschlagen; die Generalver­
sammlung beschloß daraufhin, das Pro­
blem zur weiteren Prüfung an den Ab­
rüstungsausschuß weiterzuleiten, der je­
doch in diesem Jahr in der Sache keine 
Einigung erzielen konnte. Die Beratungen 
führten zur Bildung einer Ad-hoc-Arbeits-
gruppe, die allen Mitgliedstaaten der UNO 
offen steht, mit dem Auftrag, effektive in­
ternationale Abmachungen auszuarbeiten. 
Zahlreiche Redner zogen zum Schluß der 
diesjährigen Tagung des CD eine vorsich­
tig-positive Zwischenbilanz, wenngleich 
bedauert wurde, daß nicht mehr greifbare 
Fortschritte gemacht werden konnten. Die 
Sitzung sei, so der Tenor, nützlich gewe­
sen. Der Vertreter Indiens, der für die 
>Gruppe der 21 < (der auch Rumänien und 
Schweden angehören) sprach, zeigte sich 
enttäuscht. Trotz intensiver Arbeit an eini­
gen Punkten sei der Ausschuß nicht in der 
Lage zu »konkretem Fortschritt« bei den 
Hauptproblemen gewesen. 
Bei der Bewertung der Arbeit des Abrü­
stungsausschusses ist zweierlei zu berück­
sichtigen: 

— Probleme der Abrüstung und der Rü­
stungskontrolle gehören zu den kom­
plexesten und schwierigsten Materien, 
mit denen es die Staatengemeinschaft 
zu tun hat. 

— Dieser Ausschuß ist in dieser Zusam­
mensetzung zum erstenmal zusammen­
getreten und mußte sich erst über die 
Grundlagen seiner Arbeit verständigen. 

Mißt man die Arbeit am Ergebnis, so gab 
es mit Ausnahme des Vertragsentwurfs 
über radiologische Waffen auf keinem der 
genannten Gebiete erkennbare Fortschritte. 
Doch sollte auch hier berücksichtigt wer­
den, daß einer Einigung selbst über be­
grenzte Gegenstände in der Regel vier bis 
fünf Jahre Verhandlungen vorausgehen. — 
Die nächste Session des CD beginnt am 
5. Februar 1980. WB 

Indischer Ozean: Aufruf zum Abbau der Groß­
machtpräsenz — Staatenkonferenz angestrebt (48) 

(Dieser Bericht knüpft an die Darstellung 
von D. Braun, Der Indische Ozean und die 
Vereinten Nationen, VN 4/1975 S.104ff. an.) 

I. In Fortführung der Gedanken der von 
der UN-Generalversammlung am 16. De­
zember 1971 verabschiedeten Erklärung 
des Indischen Ozeans zur Friedenszone« 
(A/Res/2832(XXVI), Text s. VN 4/1975 
S.122), beschäftigte sich ein Treffen der 
Staaten dieser Region vom 2.—13. Juli 
1979 in New York mit der Entnuklearisie-
rung des Indischen Ozeans, der Verstär­
kung der internationalen Sicherheit durch 
regionale Kooperation, dem Abbau militä­
rischer Präsenz in dem Gebiet sowie der 
Einberufung einer Konferenz. 

Entnuklearisierung des Indischen Ozeans: 
Unter diesem Gesichtspunkt wurden die 
Kernwaffenstaaten aufgerufen, weder 
Atomwaffenbasen im Indischen Ozean zu 
errichten noch Atomtests in diesem Ge­
biet vorzunehmen. An die Nichtkernwaffen-
staaten dieser Region richtete das Treffen 
den Appell, keine Kernwaffen zu erwerben 
und den Kernwaffenstaaten zu verwehren, 
diese in das Gebiet einzuführen. Dabei 
wurde grundsätzlich betont, daß der Er­
werb von Kernwaffen seitens Nichtkern-
waffenstaaten eine Gefährdung des Welt­
friedens mit sich bringe. 
Regionale Kooperation: Die Aussagen des 
Abschlußdokuments zu diesem Komplex 
blieben sehr allgemein. Gefordert wurde 
ein System kollektiver Sicherheit ohne mi­
litärische Bündnisse unter Verzicht auf im 
Widerspruch zur Charta der Vereinten Na­
tionen stehende Gewaltanwendung. Die 
Kernwaffenstaaten wurden aufgerufen, sich 
jeder Drohung mit dem Einsatz von Kern­
waffen zu enthalten. 

Abbau militärischer Präsenz: Unter diesem 
Gesichtspunkt wurden insbesondere die 
Großmächte aufgerufen, ihre militärische 
Präsenz im Bereich des indik abzubauen, 
die Militärbasen zu verringern, vor allem 
keine neuen Basen einzurichten, auf die 
Abhaltung militärischer Manöver zu ver­
zichten sowie jede militärische Bedrohung 
der Staaten im Bereich des Indischen 
Ozeans zu unterlassen. 
II. Australien wandte sich gegen den In­
halt des Abschlußdokuments. Es bezeich­
nete es unter anderem als einseitig, daß 
im wesentlichen die Großmächte für die 
instabile Lage in dem Gebiet des Indischen 
Ozeans verantwortlich gemacht würden. 
Konkretes Ergebnis des Treffens war die 
Aufforderung an die 34. Generalversamm­
lung, eine Staatenkonferenz einzuberufen, 
deren Vorbereitung bei einem vergrößer­
ten Ad-hoc-Ausschuß für den Indischen 
Ozean liegen sollte. Wo 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Weltgesundheitsorganisation: Aktivitäten in Euro­
pa — Regionalbüro in Kopenhagen (49) 

(Die folgenden Ausführungen knüpfen an 
den Bericht in VN 2/1978 S.66 an.) 
I. Der Öffentlichkeit wenig bekannt sind 
zahlreiche regionale Aktivitäten der Ver­
einten Nationen und ihrer Sonderorgani­
sationen — und dies, obwohl sie auch vie­
len Menschen in Europa zugute kommen. 
In sechs regionale Organisationen ist die 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) geglie­
dert, die im vergangenen Jahr ihr dreißig­
jähriges Bestehen begehen konnte; der eu­
ropäischen Region gehören 32 Länder an 
(einschließlich Algeriens, Marokkos und 
der Türkei). Das Regionalbüro für Europa, 
das jüngste unter den Regionalbüros, steht 
unter der Leitung des Finnen Dr. Leo A. 
Kaprio und befindet sich in der dänischen 
Hauptstadt. Der Regionalausschuß besteht 
aus den Vertretern (meist aus den Ge­
sundheitsministerien) der Mitgliedstaaten 
und tagt gewöhnlich einmal im Jahr: 1977 
in München, 1978 in London und zuletzt 
vom 10. bis 15. September 1979 in Helsinki. 
Der Ausschuß bestimmt die regionalen 
Zielsetzungen und überwacht die Durch­

führung der europäischen Programme und 
der weltweiten Aktivitäten, bei denen die 
Region besondere Aufgaben übernommen 
hat, beispielsweise bei der Erstellung des 
Programms zur Verhütung von Straßen­
verkehrsunfällen und bei dem für die Ge­
sundheitsbetreuung älterer Menschen. 
Bereits vor einigen Jahren ist eine Dezen­
tralisierung der Aufgaben von der Haupt­
verwaltung in Genf hin zu den Regional­
büros erfolgt, um eine größere Ländernähe 
der Programme zu gewährleisten. Anders 
ausgedrückt heißt dies, daß die Aktivitäten 
der WHO den wirklichen Bedürfnissen in 
den Systemen der Gesundheitsversorgung 
der Länder — mit vielen regionalen Unter­
schieden — entsprechen müssen und nicht 
mehr von der Spitze der Organisation her 
konzipiert werden. Das hat die Mitarbeit 
auch für die Länder der europäischen 
Region interessanter gemacht, weil so eine 
größere Möglichkeit besteht, auf die Pro­
grammkonzeption Einfluß zu nehmen und 
eine verwertbare Rückkoppelung zu erhal­
ten. 

Der Regionaldirektor hat deshalb eine ße-
ratungsgruppe für Programmentwicklung 
einberufen, die jeweils im Frühjahr vor der 
jährlichen Weltgesundheitsversammlung 
laufende Programme evaluiert, fortschreibt 
und gegebenenfalls die Aufnahme neuer 
Aktivitäten vorschlägt. So gehören zu den 
Hauptprogrammen des Regionalbüros die 
Gesundheitsversorgung der älteren Men­
schen, Herz- und Kreislauferkrankungen, 
Ausbildung von Gesundheitspersonal, psy­
chische Gesundheit, Krankenpflegewesen, 
Förderung des gesundheitlichen Umwelt­
schutzes und Verhütung von Straßenver­
kehrsunfällen. 
Als neue Initiativen seien hier drei Beispie­
le erwähnt: 
• Auf Grund eines weltweiten Langzeit-
programmes in der Krebsforschung wur­
de im Anschluß an eine internationale Kon­
ferenz über >Umfassende Krebskontrolle« 
im vergangenen Jahr ein >Krebsbekämp-
fungsprogramm in der europäischen Re­
gion« formuliert und vom Regionalausschuß 
in London gebilligt. Innerhalb des Aktions­
rahmens sind Akzente insbesondere auf 
die anwendungsorientierte Forschung (Rol­
le der Epidemiologie für die Krebsbe­
kämpfung) und auf die Auswertung und 
Erfolgskontrolle von Vorsorge- und Früh­
erkennungsprogrammen für Krebs gesetzt. 
Bei der Programmaufstellung hat insbeson­
dere die Bundesrepublik Deutschland sich 
dafür eingesetzt, daß im Interesse eines 
ökonomischen Einsatzes der knappen Res­
sourcen eine Überschneidung mit dem Ar­
beitsfeld der Internationalen Zentralstelle 
für Krebsforschung in Lyon — einer Son­
derinstitution unter dem Dach der WHO — 
vermieden wird. Auf Grund dieses Pro­
grammes hat ein erster Ausschuß seine 
Arbeit aufgenommen und analysiert Mo­
delle für postgraduierte Ausbildung hin­
sichtlich ihrer Eignung für den Bedarf der 
verschiedenen Formen der Krebsbekämp­
fungsdienste, insbesondere auch im Hin­
blick auf die Ausbildung des Allgemein­
arztes und des nicht-onkologischen Fach­
arztes. Eine Studie über die Bekämpfung 
des Krebses im Kindesalter in einer Reihe 
europäischer Länder konnte bereits zum 
Abschluß gebracht werden. 
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